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P R E S S E E R K L Ä R U N G 
 

EU Beschwerde:  
Gemeinde Altrip bricht Lanze für 
effektivere Bürgerbeteiligung bei  
Großverfahren 

 

 
 
Die Kanzlei Baumann Rechtsanwälte hat für die Gemeinde Altrip/Rheinland-Pfalz 
bei der Kommission der Europäischen Union eine Beschwerde gegen die Bun-
desrepublik Deutschland wegen Verletzung von Europarecht durch so genannte 
Präklusionsvorschriften im Fachplanungsrecht eingereicht. Die Beschwerde rich-
tet sich damit gegen eine zentrale rechtliche Verfahrensstruktur des Umwelt-
rechts. Die Beschwerdeführerin geht davon aus, dass aufgrund der Beschwerde 
Tausende von Betroffenen der Weg zu den Gerichten wegen der Überprüfung 
von umweltrelevanten Projekten erheblich erleichtert und die Bürgerbeteiligung 
effektiver wird. 
 
Das deutsche Recht enthält in ganz erheblichem Umfang so genannte Präklusi-
onsvorschriften. Präklusionsvorschriften verpflichten den Bürger in nahezu allen 
Fällen der Planung eines umweltrelevanten Vorhabens (wie zum Beispiel Kraft-
werke, Infrastrukturanlagen wie Straßen und Flughäfen, Polderanlagen, u.ä.) zur 
Erhebung von Einwendungen innerhalb einer Frist von zumeist zwei Wochen 
nach der öffentlichen Auslegung der Planunterlagen. Präklusion heißt konkret, 
dass mit Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendungen ausgeschlossen sind 
und dem Bürger damit bei Nichteinhaltung der Frist keine klagefähige Rechtspo-
sition mehr zusteht, insbesondere kann der Bürger Einwendungen in einer späte-
ren Klage gegen die Genehmigung des Vorhabens nicht nachholen. Dem Gericht 
ist vielmehr von vornherein verwehrt, solche Argumente, die gegen ein Vorhaben 
und für den Bürger sprechen, in einem späteren Klageverfahren noch zu berück-
sichtigen, wenn der Bürger nicht bereits jedes einzelne Argument vor der Behör-
de im Verwaltungsverfahren vorgetragen hat. 
 
Rechtsanwalt Wolfgang Baumann (Fachanwalt für Verwaltungsrecht) erläutert 
die praktischen Auswirkungen von Präklusionsvorschriften: 
 
"In meiner langjährigen Praxis als Fachanwalt für Verwaltungsrecht habe ich die 
Erfahrung machen müssen, dass der Bürger regelmäßig mit der Pflicht zur Erhe-
bung von Einwendungen überfordert wird. Man muss sich nur vor Augen führen, 
dass die Planungen für umweltrelevante Vorhaben äußerst komplex und umfang-
reich sind und im Regelfall aus förmlichen Bergen von Unterlagen bestehen, die 
für die Öffentlichkeit zur Einsicht ausgelegt werden. Die Unterlagen bestehen 
dabei zumeist aus einer Vielzahl von Fachgutachten, die bereits für ein oberfläch-
liches Verständnis einen gewissen Grad an Fachkenntnissen voraussetzen. Aus 
meiner Sicht ist es für den von einer Planung betroffenen Bürger ohne anwaltli-
che und gutachterliche Hilfe im Regelfall nicht möglich, innerhalb einer Frist von 
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zwei Wochen die anspruchsvollen Unterlagen gesichtet und verstanden zu ha-
ben und auf dieser Grundlage konkrete Bedenken in Form von Einwendungen zu 
formulieren. Gleichwohl wird genau das vom deutschen Recht und der Recht-
sprechung der Verwaltungsgerichte von den Bürgern gefordert.“ 
 
Rechtsanwältin Franziska Heß ergänzt: 
 
„Zwar ist es aus meiner Sicht nicht grundsätzlich zu beanstanden, wenn von ei-
nem Bürger, der gegen einen umweltrelevantes Vorhaben klagen möchte, bereits 
eine Beteiligung im Verwaltungsverfahren verlangt wird. Die Praxis der deut-
schen Gerichte, im Klageverfahren aber nur noch diejenigen Argumente über-
haupt zu überprüfen, die bereits im behördlichen Verfahren durch den Betroffe-
nen geltend gemacht wurden, geht aber viel zu weit und verschlechtert die 
Rechtsschutzmöglichkeiten des Bürgers ganz immens. Leitend für unseren Ent-
schluss, wegen der Präklusionsvorschriften im deutschen Recht eine Beschwer-
de an die EU-Kommission zu richten, war letztlich die Tatsache, dass diese Pra-
xis im deutschen Recht eindeutig mehreren ganz wichtigen umweltpolitischen 
Anliegen der EU zuwiderläuft, nämlich der größtmöglichen Beteiligung der Öffent-
lichkeit bei der Genehmigung von Projekten, welche die Umwelt beeinträchtigen 
können sowie der Einräumung eines weiten Klagerechts gegen solche Projekte 
zu Gunsten der Bevölkerung. Präklusionsvorschriften engen im Widerspruch 
hierzu die Möglichkeiten für den Bürger, gegen solche Projekte zu klagen und 
eine vollständige gerichtliche Überprüfung zu erreichen, ganz erheblich ein und 
schwächen damit den Rechtsschutz. Da die deutschen Gerichte bisher eine eu-
ropäische Überprüfung der Präklusionsvorschriften durch die Anrufung des 
EuGH vollständig verweigern, haben wir uns entschlossen, diesbezüglich die 
Kommission anzurufen.“ 
 
Jürgen Jacob, Bürgermeister der Gemeinde Altrip und in dieser Eigenschaft Auf-
traggeber für die EU-Beschwerde, sieht diesen Schritt als notwendige Schützen-
hilfe der Gemeinde für die Bürger: 
 
„Ich habe in den vergangenen Jahren in der Auseinandersetzung um den Bau 
des Polders Waldsee/Altrip/Neuhofen erleben müssen, wie die zuständigen Ver-
waltungsgerichte mit den Klagen von Bürgern aus meiner Gemeinde umgegan-
gen sind. Auch wenn sich die Bürger bereits im Verwaltungsverfahren beteiligt 
haben, durften sie eine Vielzahl von Argumenten im späteren gerichtlichen Ver-
fahren nicht mehr anbringen. Die Gerichte haben sich vordergründig mit der Fra-
ge beschäftigt, welche Argumente überhaupt noch zulässig sind und welche man 
als präkludiert erachten muss. Es schadet aus meiner Sicht der gesellschaftli-
chen Akzeptanz gerichtlicher Entscheidungen, wenn der Bürger mit seinen Ar-
gumenten gegen eine staatliche Entscheidung, die für ihn Nachteile mit sich 
bringt, gar nicht mehr gehört wird. Deshalb haben wir als Gemeinde uns ent-
schieden, nicht nur unseren Bürgern, sondern im Falle eines Erfolges unserer 
Beschwerde letztlich allen Bürgern, die von umweltrelevanten Entscheidungen 
getroffen werden, Schützenhilfe zu leisten.“ 
 
Leipzig, den 09.11.2012 

gez. Franziska Heß/Rechtsanwältin 
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